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Dezernat Finanzen und Wirtschaft 

Stellungnahme der Stadtverwaltung Erfurt zur Drucksache 

Titel der Drucksache 

4. Nachfragen der FraktionAfD zur Stellungnahme der Verwaltung

Öffentlichkeitsstatus der 

Stellungnahme  öffentlich 

Zutreffendes bitte auswählen und im Feld Stellungnahme darauf Bezug nehmen: 

Ist die rechtliche Zulässigkeit des Antrages gegeben? Ja. 

Stehen personelle und sächliche Ressourcen zur Verfügung? Ja. 

Liegen die finanziellen Voraussetzungen vor? Ja. 

Stellungnahme 

Freiwilligen Leistungen der Stadt für die Unterstützung von Vereinen 

Wir bitten um vollständige Aufstellung aller Haushaltspositionen von freiwilligen Leistungen 
der Stadt für die Unterstützung von Vereinen unter Angabe aller Empfänger. 

An der Nachfrage wird festgehalten. 

Stellungnahme: 

Als Anlage erhalten Sie die Angabe der Vereine und Verbände, welche eine Förderung durch die 
Stadt Erfurt erhalten. Grundlage bildet die Beantwortung der 3. Nachfrage der Fraktion AfD zur 
Drucksache 2569/19   (siehe Anlagen 1 bis 9). 

Hilfen für junge volljährige unbegleitete Flüchtlinge: 
Die Stadt Erfurt bekommt für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge im Jahr 2020 bei der 
Haushaltsstelle 45570.25510 vom Land lediglich 3.500.000,00 € erstattet. Dem stehen aber bei 
der Haushaltsstelle 45570.77010 Ausgaben für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge i. H. v. 
3.050.000,00 € und bei der Haushaltsstelle 45650.77291 Ausgaben für unbegleitete 
ausländische junge Volljährige i. H. v. 1.500.000,00 €, mithin Gesamtausgaben i. H. v. 
4.550.000,00 € gegenüber, so dass die Anfrage nicht beantwortet ist. 

An der Nachfrage wird festgehalten. 

Stellungnahme: 

In der HHSt 45570.25510 sind die Einnahmen für Kostenerstattungen gemäß § 89 ff SGB VIII für 
die Heimerziehung  veranschlagt. Das beinhaltet auch die Kostenerstattungen des Landes für die 
Heimunterbringung minderjähriger Ausländer. In dem geplanten Gesamtansatz in Höhe von 3,5 
Mio. EUR sind für die Kostenerstattung  durch das Land für die Heimunterbringung 
minderjähriger Ausländer 3,05 Mio. EUR enthalten. Dies entspricht den geplanten Ausgaben  in 
der HHst. 45570.77010. Die restlichen, in der HHSt. 45570.25510 geplanten Einnahmen in Höhe 
von 450 TEUR betreffen zu erwartende Kostenerstattungen für die Unterbringung von deutschen 
Minderjährigen, für die  die Stadt Erfurt örtlich nicht zuständig ist. 
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Für die HHSt. 45650.77291 ist ein Ansatz in Höhe von 200 TEUR für vorläufige Maßnahmen zum 
Schutz von unbegleiteten minderjährigen Ausländern geplant. Diesen Ausgaben stehen in der 
HHSt. 45650.25560 geplante Einnahmen in Höhe von 200 TEUR aus der Kostenerstattung des 
Landes gegenüber. 
 
Die Einnahmen und Ausgaben für Hilfen für  unbegleitete ausländische junge Volljährige sind im 
Unterabschnitt 45610 veranschlagt. Gemäß beschlossenem Doppelhaushalt beträgt der Ansatz in 
der HHSt. 45610.24510 1,4 Mio. EUR Einnahmen. Die Fallzahl in dieser Hilfeart geht weiterhin 
deutlich zurück. 
 
Sonderrücklage BUGA 2021: 
Wir bitten um Benennung der Rechtsgrundlage, wonach die Bildung dieser Sonderrücklage 
zulässig ist.  
 
Jedenfalls steht dieser Sonderrücklage scheinbar die Bestimmung des § 20 Abs. 4 ThürGemHV 
entgegen, die auch nicht durch eine Auflage des Thüringer Landesverwaltungsamtes verdrängt 
werden kann. 
 
 
Stellungnahme: 
 
Rücklagen sind gemeindeeigene Geldbestände, die aus der Haushaltswirtschaft der Gemeinde 
ausgeschieden und entweder nach § 20 Abs. 2 und 3 ThürGemHV für allgemeine Zwecke des 
Vermögenshaushalts der allgemeinen Rücklage oder gemäß § 20 Abs. 4 ThürGemHV einer 
Sonderrücklage bzw. einem bestimmten Zweck zugewiesen.  
 
Für die Bundesgartenschau 2021 sind Zuführungsbeträge zur Sonderrücklage BUGA 2021 in Höhe  
von 1,4 Mio. EUR je Jahr für  den Zeitraum von 2015 bis 2020 veranschlagt. Damit wird die 
Auflage des Thüringer Landesverwaltungsamtes entsprechend dem Schreiben vom 11.07.2014  
(Vollzug der ThürKO zur Vereinbarung zur Vertragsübernahme BUGA 2021; Stadtrats-Beschluss 
DS 1305/13 vom 12.02.2014) umgesetzt. 
 
Die jährliche Zuführung an die Sonderrücklage dient der Risikoabsicherung im Zusammenhang 
mit dem Durchführungsvertrag der Landeshauptstadt Erfurt und der Deutschen 
Bundesgartenschau-Gesellschaft (DBG) und der dazu gehörigen Patronatserklärung der Stadt.   
 
Gemäß Schreiben des Thür. Landesverwaltungsamt vom 11.07.2014 in Bezug auf die 
Vereinbarung zur Vertragsübernahme BUGA 2021 wird hinsichtlich der Sonderrücklage BUGA 
folgendes ausgeführt: 
 
"…Die Auflage, eine Sonderrücklage zu bilden, entspricht auch der Vorschrift des § 20 
ThürGemHV. Gemäß § 20 Abs. 4 Satz 1 ThürGemHV dürfen Sonderrücklagen für Zwecke des 
Absatzes 3 nicht gebildet werden. § 20 Abs. 3 Satz 1 bestimmt insoweit, dass zur Deckung des 
Ausgabebedarfs im Vermögenshaushalt nur Mittel der allgemeinen Rücklage zu verwenden sind. 
Solche Zwecke werden in den Nummern 1 bis 3 des Satzes 2 beispielhaft benannt. Die 
Zulässigkeit von Sonderrücklagen lässt sich daher positiv dahingehend abgrenzen, dass sie für 
alle nicht von der allgemeinen Rücklage erfassten Zwecke angesammelt werden dürfen, das heißt 
für Zwecke des Verwaltungshaushalts. Damit ist die Bildung von Sonderrücklagen auf einen  
Bereich beschränkt, den man mit Rückstellungen für den laufenden Aufwand bezeichnen könnte, 
also künftig zu erwartende regelmäßige Ausgaben gedeckt werden sollen (vgl. Scheel / Steup u.a., 
Gemeindehaushaltsrecht NRW, 5. Aufl., Erl. § 20 GemHVO, S. 399 Rn. 13). Dies ist bei der 
Kapitalausstattungserklärung bezogen auf den Durchführungshaushalt der Fall. Anders als in 
Fällen des § 20 Abs. 3 Nr. 2 ThürGemHV, in welchen eine Haftungssumme aus Mitteln der 
allgemeinen Rücklage gedeckt werden müsste, handelt es sich bei der hier vorliegenden 
Verpflichtung bezogen auf die Haftungsmodalitäten und deren haushaltssystematischer 
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Einordnung nicht um eine Bürgschaften und Verpflichtungen aus ähnlichen Rechtsgeschäften 
vergleichbare Konstruktion. Mit der Kapitalausstattungserklärung wird die Stadt verpflichtet, im 
Bedarfsfall jeweils laufende Zuschüsse zu den Erträgen der BUGA-GmbH zu leisten, um deren 
laufende Geschäftstätigkeit aufrechterhalten zu können. Hierbei handelt es sich bezogen auf den 
Haushalt der Stadt um Zwecke des Verwaltungshaushalts im Sinne eines laufenden Aufwands, 
sodass die Bildung einer Sonderrücklage in Betracht kommt. …" 
 
 
 
 
 
 
 
 

Änderung des/der Beschlusspunkte aus Sicht der Stadtverwaltung: 

 

 
 

Anlagenverzeichnis 

Anlage 1- Aufstellung gemäß DS 0745/19 (HHSt. 61020.71800) 

Anlage 2 - Aufstellung gemäß DS 0828/19 (HHSt. 12300.71800) 

Anlage 3 - Aufstellung gemäß DS 0187/19 (HHSt. 30000.71800/30000.71810) 

Anlage 4 - Aufstellung gemäß DS 0799/19 (HHSt. 30000.71800/30000.71810) 

Anlage 5 - Aufstellung gemäß DS 0408/19 (HHSt. 47000.71800) 

Anlage 6 - Aufstellung gemäß DS 0466/19 (HHSt. 47000.71810) 

Anlage 7 - Aufstellung gemäß DS 2241/19 (HHSt. 47000.71810) 

Anlage 8 - Aufstellung gemäß DS 0738/19 (HHSt. 30002.71800) 

Anlage 9 - Aufstellung gemäß DS 2619/19 (HHSt. 30002.71800) 
 

gez. Linnert 
 

03.02.2020 
Unterschrift Beigeordneter Datum 
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